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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Totalitären Tendenzen wehren – sogenannten EU-Demokratieschild verhindern 

Der Landtag stellt fest: 
 
Nicht nur mit ihren Sanktionen gegen Privatpersonen (Antrag der AfD-Fraktion vom 17. März 
2026, Drucksache 8/2536) sondern auch mit ihrer Initiative „Shield of democracy“ verletzt 
die EU das Freiheitsverständnis der Brandenburger. 
 
Die von der Europäischen Kommission vorgelegte Initiative für einen Europäischen Demo-
kratieschild und für eine EU-Strategie für die Zivilgesellschaft zielen unter dem Deckmantel 
des Kampfes gegen Desinformation und des Schutzes der demokratischen Institutionen auf 
verstärkte Kontrolle sozialer Medien sowie auf intensivierte Zusammenarbeit mit sogenann-
ten Nichtregierungsorganisationen, die zu informellen Teilen des staatsähnlichen EU-Sek-
tors werden sollen.  
 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung und mit einer Bundes-
ratsinitiative dafür einzusetzen, dass im Rahmen der Verhandlungen über den Mehrjährigen 
Finanzahmen der Europäischen Union eine Streichung der Mittel und der Initiative für einen 
Europäischen Demokratieschild und eine EU-Strategie für die Zivilgesellschaft erfolgt. 

Begründung: 
 
Die Initiative für einen Europäischen Demokratieschild und die EU-Strategie für die Zivilge-
sellschaft wurden von der Europäischen Kommission (im Folgenden: Kommission) am 
12. November 2025 vorgestellt. In der dazu veröffentlichten Pressemitteilung heißt es:  
 
„Der Europäische Schutzschild für die Demokratie und die EU-Strategie für die Zivilgesell-
schaft enthalten Maßnahmen zum Schutz der wichtigsten Säulen unserer demokratischen 
Systeme: freie Menschen, freie und faire Wahlen, freie und unabhängige Medien, eine le-
bendige Zivilgesellschaft und starke demokratische Institutionen. […]  
  
Die Maßnahmen im Rahmen des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie werden 
unsere kollektive Fähigkeit, gegen Informationsmanipulation und Desinformation vorzuge-
hen, verbessern und unsere gesamtgesellschaftliche Resilienz stärken. Die drei Schwer-
punkte des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie sind 1) die Wahrung der Integ-
rität des Informationsraums, 2) die Stärkung unserer Institutionen, faire und freie Wahlen, 
freie und unabhängige Medien und 3) die Stärkung der gesellschaftlichen Resilienz und des 
Engagements der Bürgerinnen und Bürger. […]  
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Mit der EU-Strategie für die Zivilgesellschaft intensiviert die Kommission ihre Zusammenar-
beit mit der Zivilgesellschaft und wird die Arbeit zivilgesellschaftlicher Organisationen weiter 
unterstützen und schützen. In der Strategie werden konkrete Maßnahmen auf EU- und na-
tionaler Ebene vorgeschlagen.“1 
 
Was die Kommission hier mit hehren Worten darstellt, zielt tatsächlich auf Kontrolle und 
Zensur. Zur Initiative für einen Europäischen Demokratieschild heißt es unter dem Stichwort 
„Wahrung der Integrität des Informationsraums“ in der Pressemitteilung u. a.: 
 
„Die Kommission wird im Rahmen des Verhaltenskodex für Desinformation weiter mit den 
Unterzeichnern zusammenarbeiten und ein Störungs- und Krisenprotokoll für das Gesetz 
über digitale Dienste ausarbeiten, damit sich die zuständigen Behörden besser abstimmen 
können und schnell auf groß angelegte und potenziell länderübergreifende Informationsope-
rationen reagiert werden kann.“ 
 
Der Verhaltenskodex für Desinformation ist ein in seiner Ursprungsfassung im Jahr 2018 
entstandenes Regelwerk, das als Selbstverpflichtung von den meisten sehr großen Netz-
plattformen unterzeichnet und in den vergangenen Jahren mehrfach erweitert wurde. Seine 
Funktion erschöpft sich jedoch nicht in einer Selbstverpflichtung. Auf Antrag der Unterzeich-
ner (u. a. Meta, Google, Microsoft) wurde der Kodex von der Kommission offiziell als Ver-
haltenskodex gemäß Art. 45 des Gesetzes über digitale Dienste (GdD; besser bekannt unter 
dem Namen „Digital Services Act/DSA“) anerkannt und gilt seit dem 1. Juli 2025 als „relevant 
benchmark“ (relevanter Maßstab) für die Einhaltung der Verpflichtungen aus dem GdD.2  
 
Durch dieses Zusammenwirken zwischen Plattformbetreibern und Kommission bei dem 
Setzen von Regeln entsteht eine Art von „soft law“ („weiches Recht“), das zwar im Gegen-
satz zum eigentlichen Recht nicht direkt durchsetzbar ist, aber ein Mittel zur politischen 
Steuerung darstellt. Zugleich verschwimmt die Grenze zwischen den Verantwortungsberei-
chen der Kommission und der Plattformbetreiber. Die staatsähnliche EU und die globalen 
Konzerne werden zu einem Komplex, der den europäischen Bürgern gegenübersteht, die 
er vor „Desinformation“ schützen will. Was allerdings mit dem Wort „Desinformation“ be-
zeichnet wird, bleibt offen: Weder im GdD noch im Kodex findet sich eine Definition. 
 
Die Folgen dieser engen Bindung zwischen den großen Plattformen und der Kommission 
für die Meinungsäußerungsfreiheit hat der Justizausschuss des US-Repräsentantenhauses 
in einem umfangreichen Bericht3 dargestellt. Grundlage der Untersuchung sind zahlreiche 
Dokumente, die die Plattformbetreiber dem Ausschuss auf dessen Anforderung vorlegten. 
Diese Dokumente zeigen, wie die Kommission informell, und ohne dies öffentlich zu ma-
chen, immer wieder Druck auf die Konzerne ausübte, um „Desinformation“ zu verhindern 
und Zensur auszuüben.  
 

 
1 Vgl. https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2660; zuletzt abgerufen am 02.03.2026. 
2 Vgl. https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/code-conduct-disinformation; zuletzt abgerufen am 
03.03.2026. 
3 Vgl. „The foreign censorship threat, part II: Europe’s decade-long campaign to censor the global internet 
and how it harms American speech in the United States. Interim Staff Report of the Committee on the Judici-
ary of the U.S. House of Representatives, February 3, 2026“, 
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://judici-
ary.house.gov/sites/evo-subsites/republicans-judiciary.house.gov/files/2026-02/THE-FOREIGN-
CENSORSHIP-THREAT-PART-II-2-3-26.pdf; zuletzt abgerufen am 03.03.2026. 
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Dem Bericht zufolge fanden allein in der Zeit zwischen Ende 2022 und 2024 mehr als 
90 Treffen zwischen Vertretern der Konzerne, der Kommission und zivilgesellschaftlicher 
Organisationen statt, bei denen ein einheitliches Vorgehen gegen „Desinformation“ bespro-
chen wurde. Diese Treffen und die dabei vereinbarten Regelungen für Moderation und De-
monetarisierung waren offiziell freiwillig und konsensbasiert; aus den im Bericht veröffent-
lichten Dokumentenauszügen ergibt sich jedoch, dass die Konzerne den Eindruck hatten, 
faktisch keine Wahl zu haben und sich dem Druck der Kommission beugen zu müssen. 
 
Ergebnis dieser „freiwilligen“ Zusammenarbeit war Zensur in allen politisch-gesellschaftlich 
wichtigen Bereichen. Ein Beispiel von vielen dafür, wie diese informelle Zusammenarbeit 
funktionierte: Im Jahr 2022 schrieb die Europäische Kommission YouTube, Twitter und 
TikTok mit der Aufforderung an, zu prüfen, warum sie einen amerikanischen Dokumentarfilm 
über Impfungen nicht zensiert hatten, und schriftlich zu antworten. YouTube reagierte 
prompt und erklärte, den betreffenden Film entfernt zu haben, nachdem die Kommission 
das Thema angesprochen hatte.4  
 
Dem Bericht zufolge drängte die Kommission vor nationalen Wahlen in der Slowakei, den 
Niederlanden, Frankreich, Moldau, Rumänien und Irland sowie vor der EU-Wahl 2024 die 
Plattformbetreiber dazu, Zensurmaßnahmen zu verhängen. Nichtöffentliche Dokumente, 
die dem Ausschuss vorgelegt wurden, zeigen, wie die Kommission regelmäßig Druck auf 
Plattformen ausübte, um vor den Wahlen konservative oder populistische Parteien zu be-
nachteiligen.5 Vor der Wahl in der Slowakei 2023 zensierte TikTok aufgrund dieses Drucks 
folgende Aussagen:  
 
„Es gibt nur zwei Geschlechter.“ 
„Kinder können nicht trans sein.“ 
„Wir müssen die Sexualisierung von Jugendlichen/Kindern stoppen.“ 
„Ich denke, dass LGBTI-Ideologie, Gender-Ideologie, Transgender-Ideologie eine große Be-
drohung für die Slowakei sind, genau wie Korruption.“6 
 
Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den großen Netzplattformen bei der 
Bekämpfung von „Desinformation“ hat also zu Einschnitten in die Meinungsfreiheit geführt, 
die weit über jeden denkbaren legitimen Zweck hinausgehen. Dieser Weg hat sich damit als 
Irrweg erwiesen und sollte verlassen werden. Stattdessen will die Kommission ihn weiter-
gehen und noch stärker ausbauen.  
 
Die EU-Strategie für die Zivilgesellschaft zielt auf eine Intensivierung der Zusammenarbeit 
der Kommission mit zivilgesellschaftlichen Organisationen. Dafür soll u. a. eine neue „Platt-
form der Zivilgesellschaft“ eingerichtet werden, die „den Dialog über den Schutz und die 
Förderung der Werte der EU weiter erleichtern soll“. Dazu soll ein „Online-Wissenszentrum 
Zivilgesellschaftlicher Raum“ eingerichtet werden, um den „Zugang zu bestehenden Projek-
ten und Instrumenten, einschließlich verfügbarer Schutzmaßnahmen, zu erleichtern“.  
 

 
4 Vgl. ebd., S. 13. 
5 Vgl. ebd., S. 17. 
6 Vgl. ebd., S. 18. 
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Zur Finanzierung schlägt die Kommission vor, im Zeitraum des nächsten mehrjährigen Fi-
nanzrahmens von 2028 bis 2034 die Förderung für zivilgesellschaftliche Organisationen er-
heblich aufzustocken. Allein neun Milliarden Euro sollen für das Programm AgoraEU ausge-
geben werden. Außerdem plant die Kommission „Maßnahmen, um die Finanzierung aus 
verschiedenen Quellen zu erleichtern und engere Verbindungen zu privaten Gebern und 
Anbietern unentgeltlicher Rechtsberatungen zu knüpfen“. 
 
Wie zum Aufbau eines „Demokratieschildes“ die Grenze zwischen der EU und den Digital-
konzernen verwischt wird, so verschwimmt hier die Grenze zwischen EU und Zivilgesell-
schaft. Das staatsähnliche Gebilde EU breitet sich in alle Bereiche des Noch-nicht-Staatli-
chen aus und unterwirft es seinem Einfluss. EU und Gesellschaft werden allmählich eins. 
Die Einheit von Staat und Gesellschaft ist das Definiens des Totalitarismus. Ihm gilt es zu 
wehren. 
 

 

 


